
«Der  Mann  packte  mich  und
schlug zu»
geschrieben von Urs Stauffer | Juni 1, 2023
Ein Dorfbewohner der Gemeinde Orpund war mit den Leistungen
der Gemeindeverwaltung nicht zufrieden. Seine Unzufriedenheit
demonstrierte er mit Drohbriefen an die Mitarbeitenden der
Gemeindeverwaltung, zerstörten Briefkästen und damit, dass er
sein eigenes Blut an die Fassade des Gebäudes schmierte. Auch
Urs  Stauffer,  Präsident  von  Öffentliches  Personal  Schweiz,
musste sich als Leiter des Bieler Steueramts mit Wutbürgern
auseinandersetzen. Wirtschaftlich schlechte Zeiten begünstigen
seiner Ansicht nach Vorfälle wie jenen in Orpund.

Urs Stauffer, wie erleben Sie Gewalt gegen Angestellte im
öffentlichen Dienst in den letzten Jahren?
Urs Stauffer: In der Regel kommen böse Mails, deren Tonalität
man als verbal entgleist bezeichnen kann. Das geht bisweilen
bis zu Drohungen. Physische Gewalt ist dagegen eher selten.
Der Kontakt zur Bevölkerung ist zum grössten Teil angenehm.
Etwa  20  Prozent  der  Bürgerinnen  und  Bürger  können  sehr
unangenehm sein.

Sie haben über viele Jahre das Bieler Steueramt geleitet.
Welche  Erfahrungen  machten  Sie  selbst  mit  verbaler  und
physischer Gewalt?
In dieser Zeit erlebte ich zwei tätliche Angriffe auf meine
Person als Vollzugsbeamter. Das waren prägende Situationen.
Darauf ist man nicht vorbereitet. Auch wenn man sich mental
darauf einstellt, dass so etwas passieren könnte – wenn es
physisch wird, nehmen solche Vorfälle andere Dimensionen an.

Was war geschehen?
Es ging um eine Steuerforderung vor ungefähr 30 Jahren. Zu
dieser Zeit war Sicherheit von Arbeitnehmenden im öffentlichen
Dienst noch kein Thema. Die Situation eskalierte, als der
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Steuerbürger  eine  Verwertungsankündigung  seines
selbstständigen Betriebs zugeschickt bekommen hatte. Er kam
wutentbrannt an den Schalter der Steuerverwaltung. Der Zufall
wollte es, dass ich gerade allein war – was heute nicht mehr
vorkommt. Der Mann packte mich und schlug zu. Zum Glück kam
dann ein Arbeitskollege in den Raum. Zu zweit konnten wir den
Mann überwältigen. Ich kam mit einigen blauen Flecken davon.

Und das zweite Ereignis?
Das war etwa zehn Jahre später. Eine Frau griff mich an. Sie
schlug  mir  mit  einem  Gegenstand  ins  Gesicht.  Dass  die
Situation  derart  eskalierte,  war  für  mich  absolut  nicht
vorhersehbar.

Was haben diese Angriffe in Ihnen ausgelöst?
Klar war ich im ersten Moment schockiert. Danach habe ich das
Ganze aber gut bewältigen können, physisch und mental. Man hat
aber aus solchen Vorfällen Lehren gezogen. Im Gegensatz zu
früher kann sich das öffentliche Personal heute mit Schulungen
besser auf solche Situationen vorbereiten. Man lernt dabei zum
Beispiel, wie man schwierige Gespräche deeskalierend führt.
Das  Verhalten  von  Angestellten  im  öffentlichen  Dienst
gegenüber Bürgerinnen und Bürgern hat sich generell geändert,
ist  viel  professioneller  geworden.  Heute  spricht  man  von
Kundinnen und Kunden. Früher sah man sie als Bittsteller an.
Ich bin klar der Meinung, dass Verwaltungsangestellte eine
Schulung durchlaufen sollen. Dies vor allem auch aufgrund der
kulturellen Durchmischung der Bevölkerung. Darauf nimmt man
heute eher Rücksicht. Vorfälle wie in Orpund lassen sich aber
nicht in jedem Fall verhindern.

Was für Situationen haben Sie sonst noch erlebt?
Einmal  hat  ein  Mann  eine  Angestellte  am  Schalter  massiv
bedroht. Er sagte, er gehe jetzt nach Hause und komme mit
seiner Waffe wieder. Danach würde niemand mehr in diesem Raum
am  Leben  sein.  Wir  haben  umgehend  Anzeige  bei  der
Kantonspolizei erstattet, worauf diese noch am selben Tag eine
Fahndung auslöste und die Person in Untersuchungshaft nahm.



Die Polizisten kamen dann mit dem Mann wieder an den Schalter.
Dort konnte er dann erklären, warum er so reagiert hatte. Auch
eine Bombendrohung am Schalter habe ich erlebt. Die Person
sagte, sie jage den ganzen Laden in die Luft, das Material
dazu habe sie zu Hause.

Sie  vertreten  als  Präsident  des  Dachverbands  öffentliches
Personal  auch  andere  Berufsgruppen  wie  die  Polizei,
Pflegefachleute,  Lehrpersonen  oder  Angestellte  im
Strafvollzug.  In  welchem  Mass  sind  diese  von  Gewalt  und
Drohungen betroffen?
Seit Corona ist gerade bei der Polizei eine grosse Steigerung
festzustellen.  Die  Stimmung  in  der  Bevölkerung  ist  viel
aggressiver  geworden.  Die  Akzeptanz  der  Staatsgewalt  hat
gelitten.  Dem  sind  auch  die  Lehrpersonen  immer  stärker
ausgesetzt.  Sowohl  vonseiten  der  Eltern  als  auch  der
Schülerinnen und Schüler. Der Respekt hat nachgelassen. Und
zwar  in  dem  Mass,  dass  manche  Lehrpersonen  ihren  Job
hinschmeissen.  Dasselbe  Bild  zeigt  sich  in  Spitälern  und
Alterseinrichtungen.  Dies  drückt  sich  in  Aggressionen  von
Patienten und Angehörigen gegenüber den Pflegenden aus – auch
in Form von physischen Angriffen.

Wo orten Sie die Gründe dafür?
In meinen Augen hat es auch mit dem Personalmangel in diesen
Bereichen zu tun. Man hat die nötige Zeit nicht, um mit den
Leuten zu reden und sich um sie zu kümmern. Vielen Bürgerinnen
und Bürgern fehlt das Verständnis dafür. In meiner letzten
aktiven  Phase  als  Steuerverwalter  haben  zudem  neue
Gruppierungen wie die Reichsbürgerszene mit einer neuen Form
von Bedrohung auf sich aufmerksam gemacht.

Wie zeigt sich das?
Diese Menschen akzeptieren den Staat nicht mehr. Sie sehen
sich  als  freie  Bürger  der  Welt  und  fühlen  sich  nicht
verpflichtet, dem Kanton Steuern zu bezahlen. Das tönt dann
etwa so: Beweisen Sie mir, dass es den Kanton Bern überhaupt
gibt.  Ohne  dass  man  der  Steuerforderung  eine  Kopie  der



Gründungsurkunde des Kantons Bern beilege, zahle man keine
Steuern. Diese Mentalität hat sich seit Corona ausgebreitet.
Das höre ich von Steuerverwaltungen aus der ganzen Schweiz.

Wie reagieren die Steuerbehörden in solchen Fällen?
In  der  Regel  ignoriert  man  nach  einigen  Mails  den
Schriftverkehr. Diesen Leuten etwas erklären zu wollen, hat
keinen Zweck. Die meisten zahlen am Schluss dann doch. Bei
einigen  wird  das  gesetzliche  Inkasso  über  ein
Rechtsöffnungsverfahren  ausgelöst.  Das  heisst,  Pfändung  des
Lohns oder von Wertsachen. Es geht ein Zahlungsbefehl hinaus.
Dieser  wird  vom  kantonalen  Betreibungsamt  persönlich
überbracht. Vor jenen Beamten habe ich grossen Respekt. Denn
als Überbringer einer schlechten Botschaft sind besonders sie
unangenehmen Situationen ausgesetzt.
Können sie ihre staatliche Forderung nicht durchsetzen, kommt
die Polizei ins Spiel. Reichsbürger, säumige Steuerzahler –
was für Menschen machen dem öffentlichen Personal sonst noch
zu schaffen?
Unzufriedene Bürgerinnen und Bürger gibt es in allen Sektoren.
Einer ärgert sich über ein abgewiesenes Baugesuch, ein anderer
fühlt sich durch den Hund des Nachbarn gestört und fordert bei
der Gemeinde sein vermeintliches Recht ein. Manche können mit
solchen Situationen nicht umgehen und ticken aus. So wie jene
Person in Orpund. Man muss sich das nicht einfach gefallen
lassen, soll und muss handeln, indem man die Angestellten
schützt. Zu meiner Zeit gab es einmal eine Morddrohung gegen
eine Beamtin. Da haben wir einen Wachdienst aufgeboten. Bei
bedrohlichen Situationen mit Waffen stand auch schon mal die
Kantonspolizei  Wache.  Das  kommt  schweizweit  relativ  häufig
vor. Aber nicht jeder Vorfall kommt in die Presse.

Was schürt aus Ihrer Sicht Unzufriedenheit?
Wenn  sich  die  wirtschaftliche  Lage  verschlechtert  und  die
Leute  zunehmend  in  finanzielle  Schwierigkeiten  geraten,
bekommen dies die öffentlich Bediensteten zu spüren. Das war
nach der Bankenkrise der Fall und ich gehe davon aus, dass



dies  bei  den  derzeit  steigenden  Energiekosten,
Krankenkassenprämien und Mietpreisen wieder auf uns zukommen
wird. Die Kaufkraft sinkt, aber die Steuern bleiben gleich
hoch. Die wirtschaftliche Situation ist der Taktgeber für das
Verhalten der Bürgerinnen und Bürger gegenüber öffentlichen
Forderungen.

Interview: Brigitte Jeckelmann

Take it easier
geschrieben von sekretariat@oeffentlichespersonal.ch | Juni 1,
2023
Soll ich mich aufregen? Da sitze ich pünktlich am Bildschirm,
ich  habe  den  Zoom  Call  gestartet,  schaue  mir  selber  ins
Gesicht, ziehe ein paar Faxen, blicke auf die Uhr. Der Zeiger
springt. Ich schaue im virtuellen Warteraum nach. Niemand da.
Ich checke nochmals die Einladung, die Uhrzeit stimmt, unruhig
rücke ich auf dem Stuhl hin und her. Ich ertappe mich beim
Gedanken «ärgerlich, einen beim Zoom Meeting warten zu lassen,
ich hätte auch noch anderes zu tun». Blick wieder auf den
Bildschirm. Jetzt lächle ich mir zu und entspanne mich. Ein
paar Minuten Ruhe. Nichts tun. Es ist still. Draussen pfeifen
Vögel in der Spätherbst sonne. Ein paar weisse Wolken ziehen
verträumt über den blauen Himmel. Heute ist ein herrlicher
Tag. Schwupps, und schon erscheint meine Gesprächspartnerin
auf dem Screen. Psychologin Birgit Kleim entschuldigt sich für
die  kurze  Verspätung  –  und  analysiert  die  Situation
kurzerhand.  Take  it  easy.  Den  Umgang  mit  Stress  kann  man
nämlich  schon  im  Kleinen  üben.  Tram  verpasst,  Essen
angebrannt,  eine  Sitzung  fällt  aus?  Das  sind
Alltagsstressoren, wie wir sie alle kennen, und sozusagen das
perfekte Trainingsumfeld – damit man auch für den grösseren
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Stress gewappnet ist, erklärt die Psychologin.

Optimisten leben leichter
Kleim,  die  auch  Leiterin  des  Psychologisch  -
Psychotherapeutischen  Dienstes  der  Psychiatrischen
Universitätsklinik  Zürich  ist,  beschäftigt  sich  in  ihrer
Forschung eingehend mit Stress und seiner Bewältigung. Sie
will  herausfinden,  warum  gewisse  Menschen  gegenüber
psychischen  Belastungen  widerstandfähiger  sind  als  andere.
«Von diesen Menschen gilt es zu lernen», sagt sie. Fernziel
sei,  diese  Fähigkeiten  nutzbar  zu  machen  für  andere,  die
weniger gut mit Stress umgehen können, die weniger resilient
sind. Also, bitte nicht aufregen, wenn die Sitzung verspätet
beginnt.  Eine  wichtige  –  und  lernbare  –  Fähigkeit  zur
erfolgreichen  Stressbewältigung,  so  hat  die  Forschung
herausgefunden,  ist  es  nämlich,  mühsame  Situationen  nach
Möglichkeit locker zu nehmen. Als Optimistin lebt es sich
leichter.  Der  Fachbegriff  heisst  «positivereappraisal»  und
meint die positive Umbewertung einer negativen Situation: Ist
es wirklich so schlimm, wenn ich das Tram verpasse? Ich könnte
es auch anders sehen. Mir wurden ein paar Minuten geschenkt,
in denen ich an der Haltestelle wartend beispielsweise mein
Beckenbodentraining  absolvieren  kann.  Oder:  Das  Meeting
beginnt verspätet – anstatt mich zu ärgern, könnte ich mich
freuen, dass ich dafür noch ein paar fällige Mails beantworten
kann. «Es geht darum, eine andere Sichtweise auf die Sache zu
finden», sagt Kleim. Oder wie unsere Grossmütter sagten: Man
kann  eine  Flasche  als  halb  leer  oder  aber  als  halb  voll
betrachten.

Doch warum gibt es Menschen, die besser mit Stress umgehen
können, während andere davon überwältigt und psychisch krank
werden? Das ist das Rätsel, das die Wissenschaftler lösen
wollen. Die gute Nachricht ist: Die Mehrheit der Menschen
kommt letztlich ganz gut zurecht. Kleim erzählt von einer
wegweisenden  Untersuchung,  die  ein  New  Yorker  Kollege  in
Manhattan gemacht hatte. Der Psychologe George Bonanno, ein



führender Resilienz Experte, arbeitete mit seinen Studieren
den zufällig an einer Studie über Stressbewältigung, als die
Terroranschläge  von  9/11  –  sozusagen  vor  der  Haustür  –
passierten.  Die  Studierenden  waren  unmittelbar  betroffen.
Bonnano untersuchte, wie sie in der Folge darauf reagierten
und  die  traumatischen  Ereignisse  verarbeiteten.  Es  zeigte
sich,  dass  eine  Gruppe  auch  später  noch  unter  posttrau-
matischen Belastungsstörungen, Angstzuständen oder depressiven
Symptomen litt. Die Mehrheit allerdings – 50 bis 75 Prozent –
erholte  sich  relativ  schnell  und  hatte  bald  keinerlei
psychische oder körperliche Einschränkungen mehr. Diese Perso-
nen bezeichnet man als besonders resilient.

Elastisch sein
Doch  was  genau  bedeutet  eigentlich  Resilienz?  Kleim  zieht
einen Vergleich mit der Physik. Dort braucht man das Wort, um
eine besonders elastische Materialeigenschaft zu beschreiben.
Sie  zeichnet  sich  dadurch  aus,  dass  ein  bestimmtes
Material extrem verformt werden kann und doch wieder in die
Ausgangsform zurückfindet. Ist also das Ziel, dass wir alle zu
Superwomen und Supermen wer den und jede Krise wegstecken? Die
Professorin schüttelt den Kopf. Resilienz heisst nicht, dass
man  jeglichen  Stress  abwehrt  oder  heftige  Gefühle  gar
unterdrücken soll. Vielmehr gehe es darum, einen konstruktiven
Umgang in belastenden Situationen zu finden und die eigene
Widerstandsfähigkeit zu stärken, erklärt Kleim.

Tatsächlich sind die Folgeerkrankungen von Stress – und deren
Kosten – enorm. Das reicht von kurzfristigen Symptomen wie
Zittern,  erhöhtem  Puls  bis  hin  zu  Schlafstörungen,
Angststörungen, Depressionen, Suchterkrankungen, Magengeschwü-
ren,  Diabetes  und  Herzkreislauf  Problemen,  sagt  die
Psychologin. Zum einen sind es traumatische Erlebnisse wie
beispielsweise eine plötzliche Krank heit oder der Verlust
eines  Angehörigen,  die  die  Resilienz  von  Menschen
herausfordern.  Der  Krieg  in  der  Ukraine  oder  die  Covid
Pandemie  haben  als  Stressoren  in  den  letzten  Jahren  eine



massgebliche  Rolle  für  die  psychische  Gesundheit  gespielt.
Solche Ereignisse können posttraumatische Belastungsstörungen
und Depressionen auslösen. Doch auch anhaltender Alltagsstress
macht krank: Früher waren es vielleicht die Geldsorgen oder
knappe Nahrungsmittel, heute ist es der Druck am Arbeitsplatz,
man rennt von Call zu Call, man soll flexibel, mobil und
ständig  erreichbar  sein,  dazu  kommt  die  permanente  Reiz-
überflutung der digitalen Welt – das sind Faktoren, die die
moderne  Gesellschaft  chronisch  strapazieren,  erklärt  Kleim.
Wenn der Stresspegel anhält und man sich nicht mehr erholen
kann, kann das arg am Nervenkostüm zehren und manchmal reicht
dann eben ein verpasstes Tram, dass man die Nerven verliert.

Offene Ohren finden
Ziel von Kleims Forschung ist die Prävention. Wir wollen die
Leute  erreichen,  bevor  sie  krank  werden,  und  Strategien
anbieten, um den Stressoren zu begegnen – dafür müssen wir
verstehen,  was  eine  hohe  Resilienz  ausmacht,  erklärt  die
Forscherin. Was also ist das Geheimrezept der starken Männer
und Frauen?

Tatsächlich  weiss  man  bereits  einiges.  Neben  der  Portion
Optimismus sei auch das soziale Umfeld enorm wichtig. So ist
es einfacher, Erlebtes zu verarbeiten, wenn ein Freund, eine
Bekannte, ein Familienmitglied ein offenes Ohr hat oder einen
auch  ganz  pragmatisch  –  etwa  mit  Geld  oder  einer  warmen
Mahlzeit – unterstützt. Ein weiterer Fak tor sei eine flexible
Gefühlsregulation, sagt die Psychologin. Nicht immer soll man
seine Emotionen einfach rauslassen. So kann es hilfreich sein,
in  einem  bestimmten  Kontext  –  etwa  zuhause  –  die  Tränen
fliessen zu lassen, während es auf der Arbeit beispielsweise
beim Kollegen im Büro angebrachter ist, ein heftiges Gefühl zu
unterdrücken, dafür aber ein analytisches Gespräch zu führen.
Das Regulieren und der flexible Umgang mit starken Emotionen
können  helfen,  das  Erlebte  besser  zu  verarbeiten  und  zu
sortieren, sagt die Professorin. Die Herausforderung ist, dass
Menschen  sehr  unterschiedlich  sind  und  sich  individuell



verhalten.

«Bei genau dieser Individualität wollen mit unserer Forschung
ansetzen», meint die Professorin. Dafür will sie mit ihrem
Team  Wege  finden,  die  Diagnostik  präziser  zu  machen.  «Im
Idealfall  müsste  sich  vorhersagen  lassen,  wie  stark  eine
Person  auf  Stress  reagieren  und  allenfalls  auch
Krankheitssymptome zeigen wird», sagt Kleim. So liesse sich
mit  präventiven  Massnahmen  stressbedingten  Krankheiten
frühzeitig vorbeugen – was nicht zuletzt auch im Interesse der
Krankenkassen sei.

Wellness übers Smartphone
Kleim  ist  überzeugt,  dass  man  Stress  vorbeugen  kann.  So
arbeitet sie am europäischen Projekt «Dynamore», das Teil des
EU Forschungsförderprogramms Horizon 2020 ist, mit. Entwickelt
wird dort eine personalisierte App, die die psychische Ge-
sundheit von Menschen fördern will. Übers Smart phone werden
die Probanden mehrmals täglich zu ihrem Wohlbefinden befragt.
Wenn sie eine Anspannung melden, sollen sie die stressige Situ-
ation beschreiben, dann werden sie aufgemuntert, die Situation
positiv zu sehen. «Wir haben bereits gute Erfahrungen gemacht
mit  der  App,  die  wir  während  der  Corona  Zeit  eingesetzt
haben», erklärt Kleim. In einer aktuellen Studie kam die App
bei Pflegenden zum Einsatz. Es konnte nachgewiesen werden,
dass die Probanden optimistisch blieben und weniger depressive
Symptome  entwickelten,  so  Kleim.  Zurzeit  wird  die  App  in
Kombination  mit  einer  smarten  Uhr  weiter  erprobt.  Dabei
schaltet sich das Programm automatisch ein, wenn etwa ein
erhöhter Pulsschlag auf Sress hinweist.

Auch  vom  neu  aufgegleisten  Flagship  Projekt  STRESS  des
Forschungsverbunds  Hochschulmedizin  Zürich  (siehe  Kasten)
verspricht  sich  Kleim  entscheidende  Fortschritte  in  der
Resilienzforschung. Gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen der
Entwicklungspsychologie  und  der  Neurowissenschaften  sollen
neurobiologische  Grundlagen  von  Stressverhalten  über  die
gesamte  Lebensspanne  analysiert  werden.  «Je  besser  wir



verstehen,  was  die  Mechanismen  von  Stressreaktionen  sind,
desto präziser wird die Prävention möglich sein», sagt die
Forscherin.

Ich schaue auf die Uhr. Jetzt haben wir die Zeit überzogen.
Ich sehe es optimistisch, weiss ich doch jetzt, was ich mache,
wenn  mir  nachher  gleich  das  Tram  vor  der  Nase  wegfährt:
Gleichgewichtsübungen und in den Herbstnebel lächeln.

Mobbing  und  missbräuchliche
Kündigung
geschrieben von Claudia Schnueriger | Juni 1, 2023
Der Begriff des Mobbings ist im schweizerischen Recht nicht
definiert.  Arbeitsplatzkonflikte  oder  feindselige
Verhaltensweisen stellen nicht automatisch Mobbing dar. Unter
welchen  Umständen  Mobbing  vorliegt  und  unter  welchen
Voraussetzungen  eine  Kündigung  dadurch  missbräuchlich  wird,
wird im vorliegenden Beitrag eingehend behandelt.

Allgemeines zum Mobbing
Bei  Feindseligkeiten  oder  lang  andauernden  Unstimmigkeiten
steht der Vorwurf von Mobbing bald einmal im Raum. Mobbing
liegt aber nicht schon dann vor, wenn ein Arbeitskonflikt oder
eine  schlechte  Arbeitsatmosphäre  besteht.  Im  Gesetz  wird
allerdings  nicht  definiert,  welches  Verhalten  als  Mobbing
gilt. Gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichts wird Mobbing
als systematisches, feindliches, über einen längeren Zeitraum
anhaltendes  Verhalten,  mit  dem  eine  Person  an  ihrem
Arbeitsplatz  isoliert,  ausgegrenzt  oder  gar  von  ihrem
Arbeitsplatz entfernt werden soll, definiert. Das Erteilen von
Weisungen,  die  sachlich  nicht  nachvollziehbar  sind  und
lediglich als Schikane erscheinen, sind charakteristisch für
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Mobbing.

Die Definition von Mobbing durch die Rechtsprechung zeigt,
dass Mobbing durch einen Zweck gekennzeichnet ist und lässt
sich  dadurch  von  einem  allgemein  schlechten  Arbeitsklima
abgrenzen. Mobbing liegt nur dann vor, wenn eine eindeutige
Täter- / Opferbeziehung feststellbar ist. Ein wechselseitiger
Konflikt ohne klare Täter- / Opferzuschreibung schliesst die
Annahme von Mobbing in der Regel aus.

Mobbing kann insbesondere in fünf Formen vorkommen:

Angriff  auf  die  Möglichkeit,  sich  mitzuteilen:  nicht
ausreden lassen, unterbrechen, anschreien, Informationen
vorenthalten.
Angriff  auf  die  sozialen  Beziehungen:  allgemeine
Kontaktverweigerung, ignorieren, ausgrenzen, isolieren.
Angriff  auf  das  soziale  Ansehen:  lächerlich  machen,
Gerüchte  streuen,  Sticheleien,  Beleidigungen,
abschätzige  Bemerkungen.
Angriffe  auf  die  Qualität  der  Berufs-  und
Lebenssituation: schikanöse und erniedrigende Arbeiten
zuweisen,  ungerechtfertigte  Kritik,  Entziehen  von
wichtigen Aufgaben.
Angriffe auf die Gesundheit: Androhung von körperlicher
Gewalt, Tätlichkeiten, sexuelle Belästigung.

Die folgenden Handlungen stellen kein Mobbing dar:

Unangemessenes Führungsverhalten des Vorgesetzten nicht
nur  gegenüber  einem  einzelnen,  sondern  gegenüber
mehreren  Arbeitnehmern
Eindringliche Aufforderung gegenüber einem Arbeitnehmer
unter  Androhung  arbeitsrechtlicher  Konsequenzen,  dass
dieser seinen Arbeitspflichten nachzukommen hat
Drucksituationen am Arbeitsplatz infolge Zielsetzungen
oder Unterkapazitäten beim Personal
Kritik an der Arbeitsleistung



Zeit als entscheidender Faktor
Das Opfer ist oft in einer Situation, wo jede Einzelhandlung
unter Umständen als zulässig zu beurteilen ist, jedoch die
Gesamtheit der Handlungen zu einer Destabilisierung des Opfers
und bis zu dessen Entfernung vom Arbeitsplatz führen kann. Bei
Mobbing geht es somit nicht um eine einzelne Handlung, sondern
um eine Vielzahl von Einzelakten über einen längeren Zeitraum,
die als Gesamtheit betrachtet als Persönlichkeitsverletzung zu
qualifizieren sind.

Schutz vor Mobbing als Fürsorgepflicht des Arbeitgebers
Art. 328 OR sieht die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers vor,
die Persönlichkeit der Arbeitnehmer zu achten und zu schützen
sowie auf dessen Gesundheit gebührend Rücksicht zu nehmen und
für die Wahrung der Sittlichkeit zu sorgen. Der in Art. 328 OR
erwähnte  Persönlichkeitsschutz  umfasst  gemäss  Lehre  und
Rechtsprechung auch den Schutz vor Mobbing. Bei der Fürsorge-
pflicht  handelt  es  sich  nicht  nur  um  eine
Unterlassungspflicht, wonach der Arbeitgeber Mobbing selber zu
unterlassen hat. Vielmehr ist der Arbeitgeber verpflichtet,
einen Arbeitnehmer vor persönlichkeitsverletzenden Eingriffen
von Vorgesetzten, Arbeitskollegen und Dritten zu schützen. Der
Arbeitgeber muss zum Schutz der Gesundheit und persönlichen
Integrität  des  Arbeitnehmers  alle  notwendigen,  angemessenen
und  ihm  zumutbaren  Schutzmassnahmen  treffen.  Solche
Schutzmassnahmen  können  insbesondere  sein:

Aufstellen von Verhaltensregeln/Zielvereinbarungen
Erteilen von Weisungen an den Mobbingtäter
Interne oder externe Schlichtungsbemühungen
Umstellen der Arbeitsabläufe
Versetzungen
Verwarnungen
Aussprechen von Kündigungen

Sofern  der  Arbeitgeber  notwendige,  angemessene  und  ihm
zumutbare  Schutzmassnahmen  unterlässt,  verletzt  er  seine
Fürsorgepflicht. Eine solche kann jedoch nur vorliegen, wenn



der Arbeitgeber über das Mobbing informiert ist und keine
Schutzmassnahmen ergreift.

Missbräuchliche Kündigung in Konfliktsituationen
Bei  Kündigungen  in  einer  Konfliktsituation  ist  Vorsicht
geboten. Gemäss der Rechtsprechung des Bundesgerichts ist eine
Kündigung eines vom Konflikt betroffenen Arbeitnehmenden als
missbräuchlich zu qualifizieren, wenn der Arbeitgeber zuvor
nicht  die  notwendigen  und  zumutbaren  Massnahmen  zur
Entschärfung  des  Konflikts  ergriffen  hat.

Missbräuchliche Kündigung bei Mobbing
Eine Kündigung des Arbeitgebers in einer Mobbingsituation kann
unter gewissen Umständen missbräuchlich sein. Das Vorliegen
von Mobbing bedeutet nicht automatisch, dass die Kündigung
missbräuchlich ist. Es müssen stets die Folgen des Mobbings
untersucht  werden.  Dies  hat  das  Bundesgericht  in  einem
aktuelleren  Entscheid  vom  23.  August  2022  dargelegt  (vgl.
Urteil des Bundesgerichts 4A_215/2022). In diesem Entscheid
ging es um einen Arbeitnehmenden aus Kamerun, welcher von
einem anderen Mitarbeiter immer wieder rassistisch angegangen
wurde. Der Arbeitgeber hatte vom Mobbing Kenntnis und nichts
dagegen  unternommen.  Der  Arbeitnehmende  wurde  wegen  des
psychischen  Drucks  während  mehrerer  Monate  arbeitsunfähig.
Aufgrund dessen wurde ihm gekündigt. Die Kündigung wurde vom
Bundesgericht als missbräuchlich eingestuft.

Wenn das Mobbing beim Arbeitnehmer zu einem Leistungsabfall
oder einem längeren krankheitsbedingten Ausfall führt und das
Mobbing vom Arbeitgeber in Verletzung der Fürsorgepflicht nach
Art. 328 OR toleriert wurde, dürfen diese Mobbingfolgen nicht
dem Arbeitnehmer angelastet werden und zur Kündigung führen.
Denn  der  Leistungsabfall  oder  die  Arbeitsunfähigkeit  wurde
durch  den  Arbeitgeber  verschuldet,  indem  er  keine
Schutzmassnahmen  getroffen  hat  und  somit  seiner
Fürsorgepflicht nach Art. 328 OR nicht nachgekommen ist. In
diesem Fall liegt eine missbräuchliche Kündigung vor und dem
Arbeitgeber droht eine Entschädigungszahlung in der Höhe von



bis zu sechs Monatslöhnen. Zu beachten ist jedoch, dass eine
Kündigung nur dann missbräuchlich ist, wenn der Arbeitgeber
vom Mobbing Kenntnis hatte und nichts dagegen unternommen hat.

Fazit
Eine Verletzung der Persönlichkeit eines Arbeitnehmers durch
den Arbeitgeber ist nicht zwingend als Mobbing im rechtlichen
Sinne zu qualifizieren. Nicht jede Schikane und nicht jeder
Konflikt  sind  Mobbing.  Mobbing  liegt  erst  bei  einer
systematischen Wiederholung über eine längere Zeit vor. Eine
missbräuchliche Kündigung liegt dann vor, wenn der Arbeitgeber
einem von Mobbing betroffenen Arbeitnehmenden aufgrund dessen
Leistungsabfall  oder  krankheitsbedingter  Abwesenheit  trotz
Kenntnis der Mobbingsituation kündigt.

Lieber Menschen als Avatare
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 1, 2023
Gute Freunde werden sich ähnlicher und Familien bleiben oft
ein Leben lang verbunden. Verschiedene Faktoren sorgen dafür,
dass unsere Beziehungschemie stimmt – gemeinsame Werte gehören
genauso dazu wie soziale Nähe und ein starker Wohlfahrtsstaat.

Mit unseren Beziehungen verhält es sich ähnlich wie mit der
Chemie: Wie Atome können wir mit anderen Menschen mehr oder
weniger stabile Verbindungen eingehen. Die einen existieren
nur ganz kurz oder kommen gar nicht zustande – andere halten
dafür ein Leben lang. Wir ziehen uns an – weil eben die Chemie
stimmt. Oder wir stossen uns ab. Johann Wolfgang Goethe hat
dieser Beziehungschemie weiland einen ganzen Roman gewidmet:
In  den  «Wahlverwandtschaften»  beschreibt  er  das  Leben  von
Menschen,  die  sich  voneinander  lösen  und  sich  wieder  neu
zusammenschliessen.  Der  Begriff  stammte  aus  der  chemischen
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Theorie seiner Zeit, dem 18. und 19. Jahrhundert, und meinte
das Bestreben bestimmter chemischer Stoffe, miteinander zur
reagieren und damit Verbindungen einzugehen.

Die  Pandemie  hat  in  den  letzten  zwei  Jahren  nun  eine
erhebliche  Dynamik  in  diese  Beziehungschemie  gebracht.  Die
Diskussionen  um  Corona-Massnahmen  haben  soziale  Beziehungen
belastet – aus Anziehung wurde Abstossung. Am Streit um die
Impffrage hätten Freundschaften und Familien gelitten, sagte
Andreas M. Krafft von der Universität St. Gallen kürzlich in
einem Medienbericht. Krafft ist Autor des Hoffnungsbarometers
2022, einer Studie, die auf der Basis einer breiten Umfrage
die Stimmung im Land erhebt. Für das letzte Jahr konstatiert
das Barometer, die gegenseitige Unterstützung und der soziale
Zusammenhalt in der Schweiz seien im Vergleich zum Vorjahr
schwächer geworden. «Die Impffrage hat in der Pandemie ein
Spaltungsnarrativ genährt», sagt Entwicklungspsychologe Moritz
Daum von der UZH, «deshalb ist es wichtig, nicht nur danach zu
fragen, was uns trennt, sondern auch und vor allem, was uns
verbindet.»

Wir brauchen Nähe
Was ist es, das Freunde und Familienmitglieder zusammenhält?
Wie  funktioniert  die  Chemie,  die  uns  verbindet  oder
Verbindungen auflöst? Nach Bindung zu streben und verlässliche
emotionale  Beziehungen  aufzubauen,  gehört  zur  Condition
humaine.  «Diese  Bindungsfähigkeit  ist  für  uns  Menschen
essenziell», sagt der Neuropsychologe Lutz Jäncke, «und sie
ist  genetisch  unabhängig,  das  heisst,  wir  können  mit  x-
beliebigen Menschen soziale Bande knüpfen.» Das beginnt schon
ganz  früh:  Kleinkinder  brauchen  zwar  verlässliche
Vertrauenspersonen, um gute Beziehungen aufzubauen, das müssen
aber nicht unbedingt die leiblichen Eltern sein. Das sei,
denke man an Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, eine gute
Botschaft, findet Jäncke, der sich unter anderem in seinem
neuen Buch «Von der Steinzeit ins Internet. Der analoge Mensch
im digitalen Zeitalter» mit dem Thema befasst hat, denn es



bedeutet,  dass  wir  auch  mit  Fremden  vertrauensvolle  und
positive Beziehungen eingehen und sie so zu Freunden machen
können.

Dazu braucht es allerdings soziale Nähe. Bindung entsteht im
direkten  physischen  Kontakt  mit  Menschen,  sagt  der
Neuropsychologe. Wenn wir jemanden kennen lernen, versuchen
wir, diese Person zu interpretieren und unter anderem ihre
Mimik,  ihre  Gestik  und  ihre  Stimme  zu  lesen.
«Evolutionsbiologisch sind wir auf diesen Kommunikationsablauf
hoch  spezialisiert»,  sagt  Jäncke.  Wir  versuchen,  die
Gedankengänge und Emotionen unseres Gegenübers zu verstehen,
um uns optimal auf dieses einzustellen. Das verbinde und hemme
Aggressionen,  sagt  der  Forscher.  In  der  heutigen  Online-
Kommunikation  findet  der  direkte  Kontakt  allerdings  immer
weniger statt. Das sei problematisch, sagt Lutz Jäncke. «Wir
werden füreinander immer mehr zu anonymen Avataren – zu Wesen
ohne Fleisch und Blut; deshalb geben Menschen etwa in den
sozialen Medien ihren Aggressionen immer wieder hemmungslos
freien Lauf.» Für den sozialen Zusammenhalt ist das nicht
förderlich. «Für den Aufbau von Vertrauen brauchen wir echte
Menschen und keine Avatare», schliesst Jäncke.

Verbindende Ähnlichkeit
Mit  Freunden  und  Familienmitgliedern  unterhalten  wir  oft
solche  nahen  und  vertrauensvollen  Beziehungen.  Mit  ihnen
schalten wir uns zuweilen buchstäblich gleich, wie ein Blick
in unser Oberstübchen zeigt. Denn die psychologische Forschung
hat nachgewiesen, dass sich unsere Gehirne im direkten Kontakt
mit den Gehirnen von Menschen, die uns nahestehen und mit
denen  wir  kooperieren,  synchronisieren.  So  konnte  in
Experimenten mit Müttern und Kindern gezeigt werden, dass sich
die neuronalen Aktivitätsmuster in ihrem Kopf anglichen, wenn
sie sich einander zuneigten, um gemeinsam ein Tangram-Puzzle
zu lösen. Die beiden Gehirne bringen sich gewissermassen in
Einklang  –  die  Psychologie  nennt  das  «neuronale
Synchronizität».



Mit  Familienmitgliedern  und  vor  allem  mit  guten  Freunden
teilen wir oft auch ähnliche Interessen, Werthaltungen und
einen ähnlichen Geschmack. Ähnlichkeiten sind ein wichtiger
sozialer Kitt, der Menschen ganz allgemein verbindet, sagt
Moritz  Daum.  Da  sind  sie  also  wieder,  die
Wahlverwandtschaften, die eben nicht nur Atome, sondern auch
menschliche  Individuen  gegenseitig  anziehen.  Wie  stark
Ähnlichkeiten Menschen verbinden können, macht eine Arbeit von
Brett  Laursen  mit  dem  Titel  «Making  and  Keeping  Friends»
deutlich. Der US-Psychologe beschreibt dort, dass sich gute
Freunde gegenseitig beeinflussen und sich im Lauf der Zeit
mehr und mehr angleichen. Und sie versuchen, Veränderungen zu
vermeiden,  die  zu  Unähnlichkeiten  führen  und  so  die
Freundschaft  bedrohen  könnten.

Allein, das scheint nicht immer zu gelingen, wie die Berichte
über aufgekündigte Freundschaften und verkrachte Familien im
Zusammenhang  mit  Corona  deutlich-  machen.  «In  der  lange
währenden Pandemie haben sich die Fronten verhärtet», sagt
Moritz Daum, «in solchen Momenten geht oft vergessen, welche
Werte man über die unüberbrückbaren Differenzen zu bestimmten
Themen hinaus teilt – das ist meist viel mehr als der Punkt,
in  dem  man  uneins  ist.»  Diese  Gemeinsamkeiten  –  etwa  der
Glaube an die Demokratie – sind das soziale Fundament, um
miteinander verbunden zu bleiben – Krisen und Konflikten zum
Trotz.

Ein Leben lang zusammen
Auf  einem  soliden  sozialen  Fundament  stehen  auch  viele
Schweizer Familien. Die Chemie scheint vielfach zu stimmen.
«Der Zusammenhalt ist sehr gross», sagt Marc Szydlik. Der
Soziologe  erforscht  die  Solidarität  und  die  Konflikte  von
Familien. «Die meisten erwachsenen Kinder und Eltern bleiben
ein Leben lang miteinander verbunden – auch wenn sie schon
lange nicht mehr zusammenwohnen.» So unterhalten hierzulande
viele  junge  Menschen  Mitte  zwanzig  eine  enge  emotionale
Beziehung  zu  ihren  Eltern,  wie  Szydliks  ehemalige



Mitarbeiterin Ariane Bertogg in einer Studie festgestellt hat.

Das emotionale Band, das zwischen Eltern und Kindern zu Beginn
des Familienlebens geknüpft wird, ist ein wichtiger Faktor für
den langfristigen familiären Zusammenhalt. Familien, denen es
gelungen  ist,  positive  und  vertrauensvolle  Beziehungen
zueinander aufzubauen, werden davon in der Regel langfristig
profitieren können. Die Familienmitglieder unterstützen sich
gegenseitig  und  sind  füreinander  da,  wenn  jemand  Hilfe
braucht,  auch  wenn  es  zwischendurch  Differenzen  und
Uneinigkeiten gibt. Oft sind es die Eltern, die ihren Töchtern
und Söhnen bis weit ins Erwachsenenalter hinein mit Wohnraum
und Geld unter die Arme greifen – und sie nach dem Tod mit
Erbschaften  bedenken.  Werden  die  Eltern  älter,  sind  es
umgekehrt  häufig  erwachsene  Kinder,  die  sie  tatkräftig
unterstützen. Zunächst etwa im Haushalt, beim Einkaufen oder
bei Computerfragen, später dann auch beim Aufstehen, Anziehen
und bei der Körperpflege oder beim Organisieren von Pflege und
Wohnen im Alter.

Besonders enge Bindungen zeigen sich zeitlebens zwischen den
Frauen  in  der  Familie.  Sie  gelten  in  der
sozialwissenschaftlichen  Forschung  als  Kinkeeper,  die
Familienangehörige  zusammenhalten.  «Die  engere  Beziehung
zwischen  Töchtern  und  ihren  Müttern  zeigt  sich  im
Erwachsenenalter,  auch  wenn  die  Generationen  nicht  mehr
zusammenleben», sagt Marc Szydlik. Die Rolle der Frauen als
Kinkeeper scheint eine Konstante zu sein. Sie ist in Familien
in ganz Europa und darüber hinaus zu beobachten. Daneben gibt
es viele andere Faktoren, die beeinflussen, wie eng oder wie
lose  die  familiären  Bande  sind  –  beispielweise  die
finanziellen  Verhältnisse,  Geschenke,  Zahlungen  und
Erbschaften,  die  Wohnentfernung,  Gesundheit  und  Scheidung,
unterschiedliche gesellschaftliche Normen und die Rolle des
Staates. Diese Faktoren unterscheiden sich in Europa zum Teil
erheblich  –  mit  grossen  Auswirkungen  auf  den  familiären
Zusammenhalt,  wie  Marc  Szydlik  in  seiner  gross-angelegten



Studie «Sharing Lives» 2016 festgestellt hat.

Erwachsene Kinder entlasten
Geht es um den familiären Kitt, spielt der Wohlfahrtsstaat
eine wichtige Rolle. Er ist dafür massgebend, ob genügend
öffentliche  Hilfe-  und  Pflegeeinrichtungen  existieren,  die
sich der Eltern annehmen, wenn sie bedürftig werden, und so
die erwachsenen Kinder entlasten – oder eben nicht. In den
Wohlfahrtsstaaten  des  europäischen  Nordens  sind  solche
Betreuungseinrichtungen  relativ  üblich.  «Das  entlastet  die
Familienangehörigen», sagt Marc Szydlik, «führt aber dennoch
nicht dazu, dass die Nachkommen nicht mehr für ihre alten
Eltern da sind.» Im Gegenteil, sie haben dadurch mehr Zeit und
Energie, im Haushalt zu helfen und administrative Aufgaben zu
erledigen.

Anders sieht die Situation im europäischen Süden aus, wo «la
famiglia»  in  der  Gesellschaft  einen  hohen  Stellenwert
geniesst, die Betreuung von alten Menschen aber weniger gut
organisiert ist als etwa in den skandinavischen Ländern. Hier
kommt es öfter vor, dass die alten Eltern vor allem von den
Töchtern gepflegt werden. In diesem Nord-Süd-Gefälle liegt die
Schweiz nicht nur geografisch in der Mitte. «Die staatliche
Entlastung und Unterstützung der Familien ist nicht so gross
wie im Norden», sagt Marc Szydlik, «aber deutlich höher als im
Süden.»  Und  der  familiäre  Zusammenhalt  ist,  wie  gesagt,
hierzulande häufig nachhaltig und eng. Die Erfahrung dieser
generationenübergreifenden  Solidarität,  die  in  vielen
Schweizer Familien gelebt wird, hat Auswirkungen auf die ganze
Gesellschaft. «Sie hat Folgen für die soziale Ungleichheit und
spiegelt  sich  wohl  auch  in  der  Akzeptanz  des
Generationenvertrags  in  den  Sozialversicherungen»,  sagt
Soziologe  Marc  Szydlik  –  der  unausgesprochenen
gesellschaftlichen Übereinkunft also, dass die Jüngeren mit
ihren  AHV-Beiträgen  die  Altersrenten  der  Elterngeneration
sichern. Auf diese gelebte Solidarität, aber auch auf den
sozialen Nahkontakt und auf die vielen gemeinsamen Werte, die



wir miteinander teilen, können wir uns besinnen, wenn die
Chemie untereinander einmal nicht stimmt.

Wir danken der Universität Zürich, dass wir diesen Text aus
dem «UZH Magazin» 1/2022 verwenden durften.

Ohne  die  anderen  sind  wir
nichts
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 1, 2023
Menschen  und  Affen  sind  soziale  Wesen  und  als  solche
aufeinander  angewiesen.  Die  gegenseitige  Abhängigkeit  sorgt
für den Zusammenhalt. Gelegentlich kracht es trotzdem.

Diese Geschichte über die Menschen beginnt bei den Affen.
Genauer bei unseren nächsten Verwandten, den Menschenaffen wie
Schimpansen und Bonobos. Diese rasen gerne in Horden durch die
Wälder. In der Wildnis sind manchmal bis zu 200 Schimpansen
gemeinsam  unterwegs,  erzählt  die  Anthropologin  Kathelijne
Koops,  manchmal  sind  es  auch  nur  20.  Diese  Form  des
Zusammenlebens nennt die Wissenschaft offene «Fission-fusion»-
Gesellschaften,  übersetzt  Spaltungs-Fusions-  Gesellschaften,
bei denen sich Grösse und Zusammensetzung der Gruppen ständig
verändert. Bei den Menschenaffen hängt das etwa davon ab, wie
viel  Futter  es  gibt  und  wie  gefährlich  und  zahlreich  die
Feinde sind. Diese Form der flexiblen Geselligkeit gibt es
auch bei anderen intelligenten Lebewesen wie den Delfinen.

Koops  beobachtet  die  Menschenaffen,  um  mehr  über  ihr
Sozialverhalten zu erfahren. Dieses ähnelt in vielen Aspekten
dem  unsrigen.  Die  Beobachtung  der  Affen  erlaubt  deshalb
Rückschlüsse darauf, wie sich unser Verhalten entwickelt hat.
So rotten sich unsere nächsten Verwandten aus dem gleichen
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Grund zusammen, wie es unsere Vorfahren taten: Sie erhöhen
damit ihre Überlebenschancen oder mit Darwin gesprochen ihre
Fitness: «Das Leben in der Gruppe bietet riesige Vorteile»,
sagt Kathelijne Koops, «es ist einfacher, Futter zu finden
oder Feinde zu erkennen und sich gegen sie zu verteidigen.»
Denn  für  die  Affen  gilt  heute  noch,  was  für  die
Steinzeitmenschen galt: «Wenn du alleine deinen Nachbarn über
den Weg läufst, kann es sein, dass sie dich umbringen.»

Sicherheit und Anerkennung
Der ganz direkte Nutzen ist deshalb der stärkste Kitt der
Beziehungen  zwischen  Affen.  Dazu  gehört  etwa,  sich  bei
Auseinandersetzungen  innerhalb  der  Gruppe  zu  unterstützen,
oder der Zugang zu Weibchen dank einer guten Beziehung zu
einem  höher  gestellten  Männchen.  Wichtig  für  eine  gute
Beziehung zwischen Affen ist zudem, dass sie sich aufeinander
verlassen können und sich grundsätzlich gut verstehen.

Die Analyse von Koops macht klar: Affen suchen sich Friends
with  Benefits  –  nützliche  Freunde.  Wie  ist  es  bei  uns
Menschen? Auch bei uns gilt: Was uns zusammenbringt, was uns
zusammenhält,  sind  gemeinsame  Interessen  und  Bedürfnisse.
Diese sind nicht nur materiell, sondern auch emotional. Der
Soziologe Malte Döhne untersucht unter anderem Peer-Gruppen
von Jugendlichen. Er nennt vier Dinge, die wir bei Freunden
suchen: Sicherheit, Anerkennung, gegenseitige Bestätigung und
neue Erfahrungen. «Die Chemie in einer Gruppe stimmt, wenn
diese Bedürfnisse befriedigt werden können», sagt Döhne. Wenn
das nicht mehr der Fall ist, verlassen wir die Gruppe und
suchen eine andere, in die wir besser reinpassen.



Gleich und Gleich
Was bei Döhnes Zusammenstellung auffällt, ist, dass es bei



zwei  der  vier  Dimensionen  –  Anerkennung  und  gegenseitige
Bestätigung  –  darum  geht,  von  den  anderen  «gesehen»  und
akzeptiert  zu  werden.  Das  setzt  voraus,  dass  wir  ähnlich
ticken. Döhne sagte es so: «Gleich und Gleich gesellt sich
gern.»

Wie die Schimpansen bewegen wir uns in verschiedenen Gruppen,
etwa bei der Arbeit, in der Freizeit oder beim Sport. Je nach
Konstellation haben wir dabei unterschiedliche Rollen. Will
heissen: «Was wir sind, wird durch jene definiert, mit denen
wir zusammen sind. Ohne die anderen sind wir nichts», sagt der
Psychologe Johannes Ullrich: Das gilt für die Zweierbeziehung
genauso wie für die Familie, die Freunde und die Gesellschaft
als Ganzes.

Despotisch oder egalitär?
Wie sich bei den Affen zeigt, gibt es da meist Hierarchien und
Hackordnungen  –  manchmal  sind  diese  ausgeprägter,  manchmal
unterschwelliger.  So  haben  etwa  Schimpansen  egalitärere
Beziehungen  als  Gorillas.  Diese  verhalten  sich  gegenüber
rangniedrigeren Tieren «despotisch», was bedeutet, dass sie
sie  ausbeuten,  indem  sie  die  guten  Dinge  für  sich
beanspruchen,  wie  das  beste  Futter  und  den  Sex  mit  den
Weibchen, und sie teilweise terrorisieren, indem sie sie oft
attackieren,  wie  Kathelijne  Koops  erklärt.  «Schimpansen
dagegen sind gegenseitig toleranter und rangniedrigere Tiere
setzen sich zur Wehr und schlagen gelegentlich zurück.» Am
egalitärsten geht es bei den Bonobos zu, wo oft die Weibchen
dominant oder co-dominant mit Männchen sind.

Weil  die  Beziehungen  so  wichtig  sind,  etwa  wenn  es  um
Rangkämpfe  zwischen  den  Männchen  geht,  wo  man  die
Unterstützung  eines  starken  Freundes  gut  gebrauchen  kann,
werden  sie  intensiv  gepflegt  –  durch  das  Grooming,  die
Körperpflege, etwa indem sich die Affen gegenseitig lausen.
«Die Körperpflege formt und festigt die Beziehungen», sagt
Koops. Da wir uns nicht mehr gegenseitig lausen können, haben



wir andere Strategien, um Beziehungen zu kultivieren. Dazu
gehört wie bei den Affen der persönliche Austausch, dieser
geschieht jedoch meist nicht haptisch, sondern verbal, etwa
indem wir ausgiebig tratschen.

Das Zusammenleben bietet viele Vorteile – den Affen wie uns
Menschen. Doch es schafft auch Konflikte. Die Affen streiten
sich um Ressourcen wie Futter oder darum, wer die Weibchen
begatten  darf.  Bei  uns  Menschen  geht  es  neben  solchen
Verteilkämpfen  um  Ressourcen  auch  um  ideelle  Fragen  wie
individuelle Freiheit und gesellschaftliche Solidarität. Eine
akute Form einer solchen Auseinandersetzung hat uns Corona
beschert,  etwa  wenn  es  darum  geht,  Corona-Massnahmen
mitzutragen  oder  eben  nicht.

Solche  Auseinandersetzungen  gehören  zum  politischen  Alltag,
doch die Schärfe, mit der die Corona-Debatten geführt werden,
sei beunruhigend, findet der Psychologe Johannes Ullrich. Er
führt das darauf zurück, dass in den letzten Jahren vor allem
über  ein  Thema  diskutiert  wurde:  Corona.  «Wir  haben  die
extreme Verengung aller Bedürfnisse und Bewusstseinslagen in
der Gesellschaft auf eine Frage erlebt», konstatiert Ullrich.
Dabei haben sich zwei Lager herauskristallisiert, die sich
unversöhnlich gegenüberstehen. Das sei aussergewöhnlich, sagt
Ullrich,  denn  üblicherweise  vermischen  und  überlagern  sich
politische Präferenzen. Das zeigt etwa die Diskussion um den
Rahmenvertrag  mit  der  EU,  wo  es  von  links  bis  rechts
Befürworter  und  Gegner  mit  ganz  unterschiedlichen  Motiven
gibt. «Das dämpft die Polarisierung.»

Zur Verhärtung beigetragen hat nach Ansicht von Ullrich die
Tatsache, dass wir uns lange Zeit nicht mehr physisch begegnen
konnten. «Was uns fehlte, ist der zwischenmenschliche Kontakt,
das persönliche Treffen in der 360-Grad-Perspektive. Das kann
nicht durch einen Flachbildschirm ersetzt werden.» Wenn wir
uns  persönlich  treffen,  können  wir  uns  ungezwungen
unterhalten. Dabei stellen wir gerade bei Freunden fest, dass
es vieles gibt, was wir teilen und was uns verbindet, selbst



wenn wir vielleicht nicht gleicher Meinung sind, wenn es um
Corona  geht.  So  entstehen  Vertrautheit  und  Vertrauen,  die
«Schmiermittel»  der  persönlichen  Beziehungen  und  der
Gesellschaft,  wie  Ullrich  sie  nennt.

Doch wie können wir die durch Corona strapazierten Beziehungen
wieder kitten? Vielleicht können wir uns bei den Affen etwas
abschauen. Was tun sie nach einem Streit? «Sie suchen die Nähe
des  Tieres,  mit  dem  sie  Streit  hatten»,  sagt  Koops.  Das
brauche allerdings Mut, weil nicht immer klar sei, wie das
Gegenüber reagiere. Wird die Annäherung akzeptiert, klopfen
sich die Affen auf die Schultern oder lassen sich lausen.
Allerdings versöhnen sich die Affen nicht nach jedem Streit.
Ob sie es tun und wie wichtig ihnen das ist, hängt vom Wert
der Beziehung ab. «Es ist wie bei uns Menschen. Für uns ist es
wichtiger,  uns  mit  guten  Freunden  zu  versöhnen  als  mit
irgendeinem Fremden, den wir auf der Strasse treffen», so
Koops. Manchmal ignorieren die Affen sich nach einem Streit
einfach und gehen sich aus dem Weg. Wie wir Menschen: «Es
fällt uns leichter, Bekanntschaften aufzulösen, die für uns
nicht so wichtig sind», sagt Malte Döhne. Umgekehrt gilt: «Das
Mass guter Freundschaft ist, wie wir mit Konflikten umgehen.»

Die Risse in der Gesellschaft zu kitten, dürfte nach Corona
nicht einfach sein. Doch die Renovationsarbeiten, wenn sie
denn gelingen sollen, beginnen im Privaten. «Wir müssen auf
der  individuellen  Ebene  versuchen,  die  Beziehungen  zu
pflegen», sagt Döhne. Ullrich rät dazu, wieder einmal einen
Schwatz mit dem Nachbarn zu halten. Denn wie Studien zeigen,
verringert der direkte Kontakt Vorurteile und sorgt so für den
sozialen Kitt auch zwischen Menschen, selbst wenn sich diese
sich nicht besonders nahestehen. Und wie verfahren wir mit
jenen, die uns lieb sind? Wir sollten sie wieder einmal zum
Nachtessen  einladen,  schlägt  Ullrich  vor.  Das  bietet
Gelegenheit, bei einem Glas Wein über dieses und jenes zu
räsonieren und dabei festzustellen, wie viel uns verbindet,
statt nur digital Informationshäppchen auszutauschen, die uns



in Rage bringen können.

Wir danken der Universität Zürich, dass wir diesen Text aus
dem «UZH Magazin» 1/2022 verwenden durften.

Was uns verbindet
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 1, 2023
Wir  sind  miteinander  verstrickt  –  in  der  Familie,  unter
Freunden  und  in  der  Gesellschaft.  Manchmal  wird  das
Zusammenleben  auf  die  Probe  gestellt  wie  in  der  Corona-
Pandemie. Was verbindet uns und wie können wir angeschlagene
Beziehungen kitten?

Die direkte Demokratie fördert den sozialen Zusammenhalt und
nimmt Oppositionsbewegungen den Wind aus den Segeln, das hat
sich auch in der Corona-Krise gezeigt. Soziale Medien hingegen
bringen  Unruhe  ins  System.  Im  November  2018  brannte
Frankreich.  Die  «Gilets  jaunes»  besetzten  landauf,  landab
Verkehrskreisel und heizten dem Establishment ein. In Paris
bot die Avenue des Champs-Élysées ein Bild der Verwüstung. Zu
Zehntausenden  waren  die  Anhänger  der  Gelbwesten  von  der
Provinz ins Zentrum der Macht gepilgert und lieferten sich
wüste Auseinandersetzungen mit der Polizei. Im ganzen Land
gingen Hunderttausende auf die Strasse und empörten sich über
höhere Treibstoffpreise. Gefordert wurden die Rücknahme der
Beschlüsse und der Rücktritt von Emanuel Macron. Der Präsident
lenkte schliesslich ein und nahm die Massnahmen zurück.

Und bei uns in der Schweiz? Im letzten Sommer lehnte das Volk
das  CO2-Gesetz  mit  51,6  Prozent  ab  und  verschaffte  dem
Parlament und der Umweltministerin Simonetta Sommaruga eine
unerwartete Niederlage. «Die Parallele zur Konstellation in
Frankreich ist offensichtlich», sagt Daniel Kübler, Professor
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für Demokratieforschung an der Universität Zürich. In beiden
Fällen  ging  es  unter  anderem  um  Treibstoffpreise  und
Massnahmen  gegen  den  Klimawandel.  «Aber  während  man  in
Frankreich einen Staatsstreich befürchten musste, konnten die
Leute in der Schweiz ihrem Missfallen an der Urne Ausdruck
verleihen», sagt Kübler.

Demokratietest Covid-19
Die politische Auseinandersetzung um das CO2-Gesetz ist ein
Paradebeispiel für die Funktionsweise der direkten Demokratie.
Während andernorts der Volkszorn zu Unruhen führt, mässigt die
Konsensdemokratie die Extreme und fördert den Zusammenhalt,
den sozialen Kitt. «Unser System integriert die Opposition und
entradikalisiert sie», sagt Kübler.

Bereits das Bundesratsgremium ist auf Konsens angelegt und
versucht,  mehrheitsfähige  Beschlüsse  zu  fällen.  Politische
Entscheide  werden  durch  Vernehmlassungen  in  Parteien  und
Verbänden  breit  abgestützt.  Die  Kantone  werden  einbezogen.
Alle können sich äussern, und sollte eine Gruppierung doch
nicht  zufrieden  sein,  steht  es  ihr  immer  frei,  mit  einem
Referendum  dagegen  anzutreten.  So  wie  im  Fall  des  CO2-
Gesetzes, das von einer rechtsbürgerlichen Allianz ergriffen
wurde. Wie stark dieses System ist, zeigt sich aktuell während
der grössten Herausforderung der Demokratie der letzten Jahre,
der  Covid-19-Pandemie.  Zwar  gab  es  zu  Beginn  des
Jahrhundertereignisses  im  Frühling  2020  eine  kurze  Phase,
während  der  die  Regierung  via  Notrecht  regierte  und  ohne
parlamentarische  Beratung  massive  Eingriffe  erliess.  Aber
diese  ausserordentliche  Lage  währte  nur  wenige  Wochen  und
wurde  so  rasch  wie  möglich  wieder  aufgehoben.  Seither
funktioniert unser politisches System wieder wie geölt und
zeitigt bemerkenswerte Ergebnisse.

«Ich kann es nicht genug betonen», sagt Daniel Kübler, «wir
sind das einzige Land weltweit, in dem die Bürgerinnen und



Bürger über Massnahmen gegen Covid-19 abstimmen konnten.» Ein
erstes Mal Mitte Juni 2021, ein zweites Mal wenige Monate
danach  Ende  November.  Mit  einer  rekordverdächtigen
Stimmbeteiligung von 65,7 Prozent stellten sich 62 Prozent der
Stimmberechtigten hinter das Covid-19-Gesetz und hiessen damit
auch  das  Covid-Zertifikat  gut,  das  für  besonders  hohe
Emotionen sorgte. Im Nachgang zeigte sich, dass praktisch alle
Altersgruppen für das Gesetz stimmten. «Der klare Entscheid
zugunsten des Bundesrats und des Parlaments hat Teilen der
Opposition den Wind aus den Segeln genommen», sagt Politologe
Kübler.

Diesen  Lackmustest  einer  Volksabstimmung  müssen
Oppositionsbewegungen in anderen Ländern seltener bestehen. Es
erstaunt daher nicht, dass sich Teile des Referendumskomitees
wie  die  «Freunde  der  Verfassung»  nach  der  Abstimmung
zerstritten  und  wichtige  Köpfe  von  der  Bildfläche
verschwanden. Der Opposition fällt es schwer, sich nach einer
Niederlage zu legitimieren. Der Protest verpufft.

Blickt man etwas weiter zurück, finden sich schnell weitere
Beispiele von Bewegungen, die sich anfangs auf der Strasse
formierten  und  sich  nach  und  nach  mit  den  staatlichen
Institutionen  arrangierten  und  entradikalisierten:  die
Friedens- und Anti-AKW-Bewegung in den 1970er-Jahren oder die
Jugendbewegungen der 1980er und 1990er-Jahre. Zwar waren die
Bewegungen unterschiedlich erfolgreich, aber in keinem Fall
radikalisierten  sich  die  Anhänger.  Eben  auch,  weil  das
direktdemokratische System den Protest in institutionalisierte
Bahnen  umlenkt  und  den  demokratischen  Mehrheitsentscheiden
unterwirft. «Volksentscheide haben eine gewaltige Kraft», sagt
Daniel  Kübler.  Auch  wenn  sie  knapp  ausfallen,  wird  das
Ergebnis  akzeptiert.  Dieses  demokratische  Selbstverständnis
bestreiten selbst die grössten Kritiker und Kritikerinnen des
Staates und der Institutionen nicht.



Viel Sozialkapital dank Vereinen
Wie kaum in einem Land schaffen unsere direktdemokratischen
Rituale  eine  gemeinsame  Identität  und  fördern  den
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Der Politologe Markus Freitag
von der Universität Bern hat den Begriff «Sozialkapital» in
der Schweiz untersucht. Er ist ein Mass für das Vertrauen in
Mitmenschen, aber auch in Behörden und Institutionen. Gemäss
Untersuchungen  ist  das  Sozialkapital  in  der  Schweizer
Bevölkerung besonders hoch, im Vergleich mit anderen Ländern
Europas rangiert die Schweiz in den vordersten Rängen.

Ein massgebender Grund ist laut Freitag die hohe Zahl von
Vereinen und ihre Popularität. Jeder und jede ist hierzulande
mindestens Mitglied in einem Verein, in ländlichen Regionen
deutlich  mehr.  In  den  Vereinen  entwickelt  man
Gemeinschaftsgefühl und lernt, nicht nur an sich selbst zu
denken,  sondern  an  das  Kollektiv.  Sie  sind  Schulen  der
Demokratie.  Ebenso  ist  die  Freiwilligenarbeit  –  auch  ein
Element  des  Sozialkapitals  –  in  der  Schweiz  besonders
ausgeprägt. Das hohe Sozialkapital hierzulande korreliert mit
dem grossen Vertrauen in die Behörden. Sie ist eine Erklärung
dafür,  wieso  die  harten  Bestimmungen  während  der  Pandemie
erstaunlich  diszipliniert  eingehalten  wurden.  Laut  Studien
befolgten die Leute die strikten Ausgangsregeln zu über 90
Prozent.

Trotz der hohen Integrationsfähigkeit der direkten Demokratie
zeigen  sich  im  sozialen  Gefüge  auch  Risse.  Die  letzte
Abstimmung zum Covid-19-Gesetz, die nur hierzulande möglich
war,  hat  die  Pro-  und  Contra-Lager  ausserordentlich  stark
polarisiert und emotionalisiert, wie Nachanalysen bestätigten.
«Diese  Polarisierung  macht  mir  schon  Sorgen»,  sagt  Daniel
Kübler. Das unterlegene Contra-Lager habe mit 38 Prozent der
Stimmen  ein  grosses  Gewicht  und  werde  so  rasch  nicht
verstummen. Als weiterer Faktor kommt die wachsende Bedeutung
der  sozialen  Medien  hinzu,  die  auf  Emotionen  und
polarisierende Argumente bauen. Gemäss Vox-Analysen hat sich



das Contra-Lager stärker als das Pro-Lager von Beiträgen auf
Social Media beeinflussen lassen.

Die Vox-Analyse bestätigt, was der Forscher Karsten Donnay
feststellt:  «Minderheiten  können  sich  auf  den  Kanälen  von
sozialen Medien überproportional viel Gehör verschaffen», sagt
der  Assistenzprofessor  für  Political  Behavior  and  Digital
Media der UZH. Oft sind es nur wenige Wortführer, die extreme
Aussagen veröffentlichen, aber sie erzielen mit ihren Posts
beträchtliche Reichweiten.

Die Leute steigen online leichter auf solche Aussagen ein und
verbreiten sie weiter. Im Fall der Corona-Massnahmen-Gegner
konnte man dies auch in der Schweiz beobachten. «Ich denke,
dass  man  diesen  Verstärkungseffekt  der  sozialen  Medien
kritisch beobachten muss», sagt Donnay. Vor allem dann, wenn
emotional  geführte  Diskussionen  eskalieren  und  Leute  mit
Hassreden eingedeckt werden. Die verbale Verunglimpfung von
Personen  kommt  leider  auch  hierzulande  immer  wieder  vor,
gerade im Zusammenhang mit Covid-19. «Solche Drohungen und
Hass- reden sind nicht akzeptabel», betont Donnay, «die darf
man so nicht stehen lassen.»

Moderate Meinungen gehen unter
Emotionale  Diskurse  müssen  nicht  a  priori  schlecht  sein.
Aufmunternde  Katzenbilder  und  gefühlsbetonte
Alltagsbemerkungen  schaden  ja  niemandem.  Im  politischen
Diskurs hingegen werden aufgeheizte Statements rasch heikel
und  vergiften  unsere  Konsenskultur.  Dabei  ist  die
Emotionalität eingebaut in das Funktionsprinzip der sozialen
Medien.  Die  Algorithmen  spülen  die  affektiven  und
polarisierenden Aussagen gezielt an die oberste Stelle der
Feeds, das heisst der digitalen Aufmacherseiten. Das führt
einerseits  dazu,  dass  sich  Leute  mit  differenzierenden
Äusserungen zurückhalten, weil ihr Engagement wenig Beachtung
erhält.  Andererseits  verstärken  sich  die  emotionalen
Äusserungen  gegenseitig  und  damit  die  Polarisierung.  «Die



Wortführer  vertreten  häufig  extremere  Standpunkte,  die
Moderaten kommen nicht zur Geltung», sagt Karsten Donnay.

Eine wichtige Frage, die Politologen beim Thema soziale Medien
umtreibt,  ist  die  der  Segmentierung.  Führen  die  digitalen
Informationsgefässe  zu  einer  stärkeren  Zersplitterung  der
Information und dazu, dass sich die Leute zunehmend in den
eigenen Echokammern vom Mainstream absetzen? Karsten Donnay
relativiert dieses Phänomen, wobei empirische Studien aus der
Schweiz dazu fehlten. Untersuchungen in den USA hätten aber
gezeigt, dass der Trend hin zu Echokammern nicht so gross sei
wie befürchtet. Dennoch sind Echokammern ein Problem, wie zum
Beispiel  die  rechtsgerichtete  Facebook-Seite  «Like  Schweiz»
zeigt, die vom Digital Democracy Lab der UZH untersucht wurde.

Wer hinter der Seite steht, die im Mai 2020 erstellt wurde,
ist nicht bekannt. Sicher ist, dass sie die politische Debatte
mit  rechtsgerichteten  Statements  emotional  auflädt.  Mit
unzimperlichen  Aussagen  gegen  Islamisten,  Bettler,  Europa,
Corona-Massnahmen  etc.  und  Videos  auf  Youtube  bedient  die
Seite ihre User und macht Abstimmungskampf der aggressiveren
Sorte. Diese Art von Seiten sei problematisch, sagt Donnay,
weil sie Leute radikalisieren kann. Wie man in den USA beim
Sturm auf das Capitol gesehen habe, kann sich die verbale
Gewalt  in  physische  Handlungen  übersetzen.  Von  solchen
Szenarien sind wir in der Schweiz weit entfernt. Eine Gefahr
für den sozialen Kitt sieht der Politikwissenschafter durch
soziale Medien in der Schweiz nicht, zumindest noch nicht. «Es
braucht viel, um die stark verankerte direkte Demokratie zu
destabilisieren», sagt Donnay.

Konsens in Gefahr
Mittelfristig bereitet ihm wie seinem Kollegen Daniel Kübler
die  zunehmende  Polarisierung  der  Gesellschaft  Sorgen.  Weil
extreme Standpunkte in den sozialen Medien übermässig sichtbar
sind,  können  sie  die  politischen  Gräben  tiefer  erscheinen



lassen, als sie sind. Die Online-Sphäre entkoppelt sich von
der realen Diskussion.

«Auf  Dauer  könnten  die  Menschen  so  das  Gespür  für  den
gesellschaftlichen Konsens verlieren», sagt Donnay. Mit der
Folge, dass die Politik immer mehr Mühe hat, mehrheitsfähige
Kompromisse zu schmieden. Zu befürchten wäre eine Schwächung
des  Zusammenhalts.  Die  Gelbwesten  aus  dem  heissen  Pariser
Herbst könnten dann Nachahmer auf der Zürcher Bahnhofstrasse
finden.

Stefan Stöcklin

KONTAKT:
Prof. Daniel Kübler, daniel.kuebler@uzh.ch
Prof. Karsten Donnay, karsten.donnay@uzh.ch

Wir danken der Universität Zürich, dass
wir diesen Text aus dem «UZH Magazin»
1/2022 verwenden durften.

Tipp des Tages
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 1, 2023
Nehmen Sie sich für die nächste Woche jeden Abend kurz Zeit
und überlegen Sie sich drei Dinge, die an diesem Tag gut
waren.

Ein  nettes  Gespräch  beim  Mittagessen  mit  einem
Arbeitskollegen
Das Lachen eines kleinen Jungen
Die Freude einer Arbeitskollegin über Ihre Unterstützung
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Das schöne Wetter
Eine nette Begegnung bei der Bäckerei
Die Gute-Nacht-Umarmung der Kinder
Ein feines Essen
…

Welche  Politik  der  frühen
Kindheit braucht die Schweiz?
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 1, 2023
Für den Bundesrat ist die Politik der frühen Kindheit ein
wichtiges  gesellschaftspolitisches  Handlungsfeld.  Die  frühe
Kindheit bezeichnet die Lebensphase ab der Schwangerschaft bis
zum Eintritt in die obligatorische Schule. Die Politik der
frühen  Kindheit  orientiert  sich  entsprechend  an  den
Bedürfnissen  von  noch  ungeborenen  Kindern  und  Kindern  im
Vorschulalter. Gelingt es uns, das volle Engagement von Vätern
und Müttern wirklich zu nutzen? Gelingt es uns für alle Kinder
ab  Geburt  Rahmenbedingungen  zu  schaffen,  damit  sie  ihr
Entwicklungspotential voll entfalten können?
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Vertreter des Bundesrates, der Kantone (SKOS, EDK) wie auch
die Interessenvertreter auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite
–  unter  ihnen  Öffentliches  Personal  Schweiz  –  haben  ihre
Erkenntnisse  zu  diesem  Thema  im  Rahmen  der
Sessionsveranstaltung der Parlamentarischen Gruppe für Arbeit
am 14. September 2021 in Bern diskutiert.

Als  Trägerverband  der  Ebenrainkonferenz  ist  Öffentliches
Personal Schweiz bei den Zusammenkünften der Parlamentarischen
Gruppe für Arbeit stets dabei und vertritt die Interessen des
öffentlichen  Personals.  Coronabedingt  wiederum  im  Hotel
Schweizerhof,  waren  Präsident  Urs  Stauffer  und  ZV-Info-
Redaktorin  Gabriela  Sollberger  für  Öffentliches  Personal
Schweiz dabei.

Bundesrat Alain Berset legte in seinem Referat Rechenschaft ab
über das Engagement des Bundes: Die Schweiz habe zwar einige
Massnahmen  zur  Verbesserung  der  Kinderbetreuung  umgesetzt,
aber dennoch müsse noch viel getan werden, um die Situation zu
verbessern.

Massnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von
Beruf und Familie
Berset informierte, dass sich der Bund stark für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie engagiere – im Rahmen
seiner  Kompetenzen.  Es  seien  Fortschritte  erzielt  worden,
beispielsweise die Finanzhilfen des Bundes, die seit 2003 das
Angebot an familienergänzender Betreuung für Kleinkinder und
Schulkinder fördern, so der Bundesrat. Diese Förderung sei
sehr nachhaltig, wie die Evaluation zeige.

Mit  dem  neuen  Bundesgesetz  über  die  Verbesserung  der
Vereinbarkeit  von  Erwerbstätigkeit  und  Angehörigenbetreuung
können  alle  Eltern,  die  ihre  Erwerbstätigkeit  unterbrechen
oder  stark  einschränken  müssen,  um  ihr  schwerkrankes  oder
verunfalltes  Kind  zu  betreuen,  einen  14-wöchigen  Urlaub
beziehen,  der  durch  die  EO  entschädigt  wird.  In  diesem



Zusammenhang  sei  aber  bei  weitem  noch  nicht  alles  getan
worden, was möglich sei.

Familienergänzende Betreuung
Die  Basis  für  die  Entwicklung  eines  Kindes  wird  in  der
Frühkindheit  gelegt,  das  ist  unbestritten,  so  Bundesrat
Berset. Es ist auch klar, dass Kinder – und dies ab der Geburt
– Erwachsene brauchen, die sie bei ihren Erkundungen begleiten
und unterstützen. Frühe Förderung geschieht in der Familie,
aber auch in der familienergänzenden Betreuung, und deswegen
brauche  es  qualitativ  hochstehende  Betreuungsangebote.  Es
braucht Kitas, die für alle Kinder zugänglich sind, unabhängig
von der sozialen Herkunft. Auch in diesem Zusammenhang habe
der Bund versucht, eine unterstützende Rolle für die Kantone
und Gemeinden einzunehmen.

Sozial benachteiligte Familien sollen besseren Zugang zu den
Betreuungsangeboten  erhalten.  Die  Kosten  für  die
Kinderbetreuung sind in der Schweiz – auch im internationalen
Vergleich  –  sehr  hoch.  Der  Bund  habe  auch  die
Integrationsprogramme  (z.  B.  die  frühe  Sprachförderung  von
Kindern  mit  Migrationshintergrund)  der  Kantone  unterstützt.
Nichtsdestotrotz sei man noch nicht am Ziel und es blieben
noch  viele  Punkte  offen,  die  verbesserungswürdig  sind.
Beispielsweise  würden  Kinder  aus  sozial  benachteiligten
Familien am meisten von qualitativ guten Betreuungsangeboten
profitieren; sie werden von diesen aber weit weniger genutzt
als von Kindern aus gutsituierten Familien. Die Kosten spielen
eben auch hier eine grosse Rolle. Die neuen Finanzhilfen zur
Senkung des Elterntarifs würden deshalb einen grossen Beitrag
leisten,  um  Kindern  aus  sozialbenachteiligten  Familien  den
Zugang zu den Betreuungsangeboten zu ermöglichen. Hierzu seien
rund 85 Millionen Franken für die Schaffung von zusätzlichen
Kita-Plätzen bewilligt worden, damit die Kantone die Kosten
für die Eltern senken können.



Internationaler Vergleich
Noch nie waren die Voraussetzungen in der Schweiz so gut, eine
Familie zu gründen und gleichzeitig erwerbstätig zu sein, aber
man ist noch nicht am Ziel. Dies belegt auch die Studie der
UNICEF, die zu einem wenig schmeichelhaften Resultat gekommen
ist – Zitat: Die Schweiz ist wenig familienfreundlich. In der
Rangliste der 31 partizipierenden Länder rangiert die Schweiz
ganz am Schluss des Klassements. Immerhin habe die Schweizer
Bevölkerung unterdessen – die Studie der UNICEF datiert von
2018  –  den  2-wöchigen  Vaterschaftsurlaub  angenommen.  Der
fehlende Vaterschaftsurlaub war ein wichtiger Grund für das
schlechte Abschneiden bei dieser Studie.

Auch bezüglich der Kosten für einen Krippenplatz liege die
Schweiz im internationalen Vergleich weit hinten. Zudem müssen
die Eltern in keinem anderen Land einen so hohen Anteil ihres
Verdienstes für die familienergänzende Betreuung aufbringen,
wie in der Schweiz. Das sei ein grosses Problem, so Bundesrat
Alain Berset.

Diese Situation erklärt auch, weshalb in der Schweiz vor allem
gut  verdienende  Eltern  Betreuungsangebote  wahrnehmen  und
deshalb  auch  erwerbstätig  bleiben  können.  Dabei  sei  die
Erwerbstätigkeit  gerade  für  Familien  mit  tiefen  Einkommen
wichtig, um nicht in die Armutsfalle zu geraten.

Zuständigkeitsprobleme und weitere Massnahmen
Die  Hauptzuständigkeit  bei  der  Umsetzung  der  Politik  der
frühen  Kindheit  liegt  nicht  beim  Bund,  sondern  bei  den
Kantonen  und  Gemeinden.  Auf  Bundesebene  wird  bereits  eine
Vielzahl an Massnahmen zur Förderung der Politik der frühen
Kindheit umgesetzt oder geprüft. Aktuell sieht der Bundesrat
deshalb  keinen  Bedarf  für  eine  deutliche  Ausweitung  der
Tätigkeiten auf Bundesebene. Handlungsbedarf sieht er jedoch
bei der Zusammenarbeit und der Koordination auf Bundesebene.
Diese  soll  künftig  durch  einen  regelmässigen  fachlichen
Austausch der Bundesstellen mit Schnittstellen zur Politik der



frühen Kindheit verstärkt werden.
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